
Politische Gemeinde Rafz 
 
 
Die Stimmberechtigten der Politischen Gemeinde Rafz werden zur 
 

Gemeindeversammlung 
 

am Montag, 30. November 2026, 19.30 Uhr, 
im Zentrum Tannewäg, Tannewäg 28, Rafz 
 
eingeladen. Folgende Geschäfte werden behandelt: 

 

1. Genehmigung des Budgets 2027 der Politischen Gemeinde Rafz und Festsetzung 

des Steuerfusses auf 113 % (wie bisher) 

2. Anfragen im Sinne von § 17 des Gemeindegesetzes 
 

Aktenauflage, Stimmregister und Anfragen 

Die Akten liegen zwei Wochen vor der Versammlung, d.h. ab Montag, 16. November 2026 in 
der Gemeindeverwaltung Rafz, Abteilung Präsidiales und Dienste, Ebene 3, während der Öff-
nungszeiten des Gemeindehauses zur Einsichtnahme auf. Sie können zudem auf der Website 
www.rafz.ch in der Rubrik „Gemeindeversammlungen“ eingesehen und heruntergeladen wer-
den. Der Beleuchtende Bericht wird interessierten Personen auf Verlangen kostenlos zuge-
stellt. Anfragen von allgemeinem Interesse sind gemäss § 17 des Gemeindegesetzes spätes-
tens zehn Arbeitstage (bis Montag, 16. November 2026) vor der Gemeindeversammlung 
dem Gemeinderat schriftlich und von der anfragenden Person unterzeichnet einzureichen. 
 

Stimmberechtigung 

Die Stimmberechtigung richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Rechte. 
 

Apéro 

Nach der Gemeindeversammlung sind alle zum Apéro eingeladen. 
 

Fahrdienst für mobilitätseingeschränkte Personen 

Für mobilitätseingeschränkte Personen stellt der Verein 55plus-rafz gratis einen Fahrdienst 
zur Verfügung. Buchungen werden spätestens zwei Tage im Voraus unter 079 575 81 97 ent-
gegengenommen (Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr). 
 

Der Gemeinderat freut sich über Ihre Teilnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
Rafz, 16. November 2026       Gemeinderat Rafz 
  

http://www.rafz.ch/
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1. Genehmigung des Budgets 2027 der Politischen Gemeinde Rafz und Fest-

setzung des Steuerfusses auf 113 % (wie bisher) 

 

 
 

Antrag 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 

1. Das Budget 2027 der Politischen Gemeinde Rafz wird genehmigt.  

2. Die Erfolgsrechnung 2027 weist bei einem Aufwand von Fr. 40'396'300.-- und 
einem Ertrag von Fr. 25'724'300.-- einen durch allgemeine Steuern zu decken-
den Aufwandüberschuss von Fr. 14'672'000.-- aus. Zur Deckung dieses Auf-
wandüberschusses ist ein Steuerfuss von 113 % (Vorjahr 113 %) des einfachen 
Gemeindesteuerertrages von Fr. 12'210'088.-- erforderlich. Nach Berücksichti-
gung des Steuerertrages in der Höhe von Fr. 13'797'400.-- resultiert ein Auf-
wandüberschuss von Fr. 874'600.--, welcher dem Bilanzüberschuss zu belasten 
ist. 

3. Die Investitionsrechnung 2027 weist im Verwaltungsvermögen Ausgaben von 
Fr. 13'178'000.-- und Einnahmen von Fr. 5'590'000.-- aus. Die Nettoinvestitionen 
belaufen sich somit auf Fr. 7'588'000.--. Im Finanzvermögen sind weder Ausga-
ben noch Einnahmen vorgesehen, weshalb keine Nettoveränderung resultiert. 

4. Der Steuerfuss 2027 wird auf 113 % (Vorjahr 113 %) festgesetzt. 
 
 
Rafz, 6. Oktober 2026 Gemeinderat Rafz 

 Kurt Altenburger Manfred Hohl 

 Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
 
 

 
Behördlicher Referent: Gemeindepräsident Kurt Altenburger 
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Beleuchtender Bericht 
 
Ausgangslage 
 
Nach Art. 16 Ziff. 1 und 2 der Gemeindeordnung ist die Gemeindeversammlung für die 
Festsetzung des Budgets und des Steuerfusses zuständig. 
 
Der Budgetentwurf 2027 liegt zur Genehmigung durch die Gemeindeversammlung 
vom 30. November 2026 vor. 
 
Erfolgsrechnung 
 
Die Hochrechnung des Rechnungsjahres 2026 zeigt per Ende August 2026 einen mut-
masslichen Ertragsüberschuss von rund 1,9 Mio. Franken (Budget 2026: Aufwand-
überschuss zulasten finanzpolitische Reserve von Fr. 465'700.--) und ist somit rund 
2,3 Mio. Franken besser als budgetiert. Dies ist in erster Linie auf die Neubewertung 
der Pachtgrundstücke des Gutshofes Peteracker mit einem nicht realisierten Buchge-
winn von rund 2,4 Mio. Franken zurückzuführen. Die Steuererträge fallen zwar rund 
Fr. 825'000.-- höher aus, im Gegenzug sind ausserplanmässige Abschreibungen auf 
nicht ausgeführten Schulprojekten von Fr. 590'000.-- vorgenommen worden. Das 
Rechnungsresultat 2025 ist mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 1'648'000.-- ohnehin 
viel besser ausgefallen, was in erster Linie auf höhere Steuereinnahmen von 2,1 Mio. 
Franken zurückzuführen war. Diese ausserordentlichen Steuererträge führen nun im 
Jahr 2027 zu einem tieferen Ressourcenausgleich von Fr. 778'800.--, weil die Steuer-
kraft von Rafz stärker gewachsen ist als das kantonale Mittel. 
 
Die Erträge 2027 sind mit Fr. 39'521'700.-- gegenüber 2026, ohne den ausserordentli-
chen Ertrag aus der Entnahme aus der finanzpolitischen Reserve von Fr. 465'700.--, 
mit Fr. 35'687'000.-- um Fr. 3'834'700.-- höher. Ein Vergleich mit dem Vorjahresbudget 
ist durch die Integration der Sekundarschule Unteres Rafzerfeld (SUR) ab August 2026 
schwierig. Es wird eine separate Kostenstelle Regionale Sekundarschule 2139 geführt 
in der neu Aufwendungen und Erträge für zwölf anstatt fünf Monate enthalten sind. Der 
Anteil der Gemeinde Rafz ist doppelt im Bildungsbereich berücksichtigt, einerseits in 
der Kostenstelle der Regionalen Sekundarschule 2139 wie auch in der Kostenstelle 
2130 der Sekundarschule. Effektiv sind die Einnahmen der Regionalen Sekundar-
schule um 2,4 Mio. höher als 2026, wovon auf die Rückerstattung der SUR Fr. 
850'000.-- entfallen. Zudem sind Kostenumlagerungen in diverse Kostenstellen erfolgt, 
die einen direkten Vergleich der Jahre 2027 und 2026 erschweren.  
 
Die Steuereinnahmen werden optimistisch um 1,23 Mio. Franken erhöht. Die Grund-
stückgewinnsteuer wird mit 1,6 Mio. Franken budgetiert, was einer Zunahme von 
Fr. 300'000.-- gegenüber 2026 entspricht. Die Steuererträge aus den allgemeinen 
Steuern werden optimistisch um Fr. 930'300.-- höher geschätzt. Der 100-prozentige 
Steuerertrag wird von Fr. 11'734'602.-- im Budget 2026 auf Fr. 12'210'088.-- für 2027 
angehoben, was bei gleichbleibendem Steuerfuss einem Mehrertrag von Fr. 537'300.-
- entspricht. Die Steuern früherer Jahre wird auf das Ertragsniveau 2025 um Fr. 
255'000.-- höher veranschlagt und auch die Quellensteuern nehmen weiter zu und 
werden um Fr. 150'000.-- höher budgetiert als 2026. Durch die überdurchschnittlich 
gestiegene Steuerkraft 2025 von Rafz wird 2027 wird der Ressourcenausgleich Fr. 
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778'800.-- tiefer ausfallen. Die übrigen Beiträge von Bund und Kanton verhalten sich 
analog zum Aufwand, beispielsweise für Ergänzungsleistungen.  
 
Der Aufwand ist von Fr. 36'152'700.-- im Budget 2026 auf Fr. 40'396'300.-- um 
Fr. 4'243'600.-- für 2027 gestiegen. Der Transferaufwand wird rund Fr. 2'738'000.-- 
höher geschätzt, wovon allein auf die Regionale Sekundarschule rund 2,4 Mio. Fran-
ken entfallen. Davon sind wiederum fast 1,5 Mio. Franken auf die Lohnsumme der 
kantonal angestellten Lehrpersonen zurückzuführen, weil die Kosten für ein ganzes 
Schuljahr der Regionalen Sekundarschule enthalten sind. Der Personalaufwand ist um 
Fr. 726'600.-- höher und auch der Sachaufwand fällt um Fr. 222'200.-- höher aus, wo-
bei auch hier die Kosten der Regionalen Sekundarschule ins Gewicht fallen. Die Ab-
schreibungen erhöhen sich um Fr. 169'700.--. 
 
Für das Jahr 2027 wird mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 874'600.-- gerechnet, 
welcher im Vergleich zu 2026 mit Fr. 465'700.-- um Fr. 408'900.-- höher ausfällt. Wenn 
eine Abgrenzung des Ressourcenausgleichs in der Jahresrechnung 2025 möglich ge-
wesen wäre, würde das Budgetresultat 2027 um Fr. 778'800.-- besser ausfallen und 
wäre fast ausgeglichen. Aufwandüberschüsse können auch ohne Budgetierung aus 
der finanzpolitischen Reserve von 2,5 Mio. Franken entnommen werden. Die Ent-
nahme 2027 wird im Gegensatz zu 2026 nicht budgetiert, weil die Zahlen leichter zu 
vergleichen sind. Wenn die Aufwandüberschüsse in der Jahresrechnung höher aus-
fallen, kann der effektive Aufwandüberschuss entnommen werden. 
 
Die Übersicht über die funktionale Gliederung ist im Anhang ersichtlich. Die wesentli-
chen Budgetabweichungen 2027 gegenüber dem Budget 2026 können in den einzel-
nen Aufgabenbereichen wie folgt zusammengefasst werden: 
 
0 Allgemeine Verwaltung 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 139'900.-- über dem Vorjahresbudget. Für die Löhne sind 
gemäss Empfehlung des Gemeindeamtes 0,2 % Teuerungszulage und 0,8 % für Be-
förderungen berücksichtigt. Zusätzlich ist für die Nachfolge der Leitung Immobilien in-
folge Pensionierung eine Doppelbesetzung geplant. Ein KI-Tool soll die Verwaltung 
unter Einhaltung der Datenschutzvorschriften unterstützen, zudem soll die bestehende 
Telefonie abgelöst werden. Für Verwaltungsliegenschaften sind weniger ausseror-
dentliche Unterhaltskosten vorgesehen. 
 
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 114'800.-- über dem Vorjahresbudget. In der Regionalen 
Schiessanlage sollen Scheibenzüge und Kiesboxen ersetzt werden. In der Zivilschut-
zunterkunft sind bauliche Massnahmen geplant, um die Problematik der Wasserein-
brüche zu beheben. Für den Anschlussvertrag an die Zivilschutzorganisation Bülach 
sind höhere Beiträge zu leisten. 
 
2 Bildung 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 492'600.-- über dem Vorjahresbudget. 
 
In allen Schulstufen nimmt der Unterstützungsbedarf durch Klassenassistenzen zu. Im 
Gegenzug tiefere Lohnkosten von Kindergarten-Lehrpersonen durch die Schliessung 
einer Klasse aufgrund rückläufiger Schülerzahlen. 
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In der Primarstufe resultieren höhere Lohnkosten an kommunal Angestellte für 
Deutsch als Zweitsprache und einer neuen Sozialpädagogin zur Unterstützung von 
Kindern mit besonderen Bedürfnissen (ISR). Verschiedene Anschaffungen von Mobi-
liar und Lernwaben für die Lerninsel Fokus Rafz. Im nächsten Jahr sind mehr Klassen-
lager geplant, die Zahl variiert jedes Jahr.  
 
In der Kostenstelle 2130 der Sekundarstufe I ist der Kostenanteil der gemeinsamen 
Sekundarschule und die direkt zu zahlenden Schulgelder für das 10. Schuljahr zu fin-
den. Die übrigen Kosten sind nun für zwölf, anstatt nur fünf Monate ab August 2026 in 
der separaten Kostenstelle 2139 für die Regionale Sekundarstufe I zu finden. Die Kos-
ten von rund 3,9 Mio. Franken sind auf die beteiligten Schulgemeinden Rafz und Un-
teres Rafzerfeld (SUR) nach Anzahl Sekundar-Schüler aufzuteilen, ebenso die Kosten 
des regionalen Mittagstischs in der Kostenstelle 2189. Die SUR beteiligt sich ebenfalls 
an den Nettokosten der Kostenstellen 2170 Schulliegenschaften, 2190 Schulleitung, 
2191 Schulverwaltung sowie 2192 Volksschule sonstiges aber ohne Transportkosten 
der Sonderschulung, aufgeteilt auf die Schülerzahlen aller Schulstufen.  
 
In der Sekundarstufe fallen nebst den Kosten für ein ganzes Schuljahr zusätzliche 
kommunale Lohnkosten für PMT-Lektionen und Logopädie an. Ab Schuljahr 2027/28 
wird vorübergehend eine zusätzliche Sekundarklasse geführt, was höhere Lohn- und 
Sachkosten zur Folge hat. Es sind teilweise neue Lehrmittel aufgrund des Zusammen-
schlusses sowie Material für das neue NT-Zimmer und Mobiliar für die Lerninsel anzu-
schaffen. Zur Beratung und Unterstützung sind externe Fachpersonen beizuziehen. 
Mehrkosten für Lager, weil teilweise Klassenlager verschoben wurden und nun auch 
die SUR-Schüler am Skilager teilnehmen. Im Gegenzug ebenfalls höhere Elternbei-
träge.  
 
Bei den Schulliegenschaften sind durch den zusätzlichen Schulraum zusätzliche per-
sonelle Ressourcen in Betrieb und Reinigung notwendig. Es wird auf die Baukommis-
sion der Schulraumplanung verzichtet, dafür ist eine externe Unterstützung für die bau-
liche Umsetzung des Rahmenkredites notwendig. Zwar entfällt nach dem Kauf des 
Chiletürmli I die Miete, hingegen ist für den modularen Schulraum Chiletürmli II die 
Miete für ein gesamtes Jahr zu leisten. Die Abschreibungen steigen aufgrund der in 
Nutzung genommenen Investitionen an. Für die Ermittlung der Vollkosten sind die Per-
sonalkosten konsequent auf die Kostenstellen umzulegen. Wegfall der Mieteinnahmen 
für den Kindergarten Bölli, da dieser wieder selbst genutzt wird.  
 
Es fallen Mehrkosten für den Kinderhort an, wobei die Elternbeiträge aktuell zusätzlich 
rückläufig sind. Es sind diverse Anschaffungen für Aussenmobiliar und Lernwabe vor-
gesehen. Die Schulverwaltung wurde durch den Zusammenschluss mit SUR ebenfalls 
verstärkt und die Löhne wie auch die Kostenrückerstattung berücksichtigen ebenfalls 
zwölf anstatt fünf Monate. Die Sonderschulkosten fallen höher aus, aber ebenfalls die 
Einnahmen der Kostenrückerstattungen durch SUR und den Kanton. 
 
 
3 Kultur, Sport und Freizeit 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 3'500.-- über dem Vorjahresbudget. Anstatt eines Pau-
schalbeitrages werden die Personalkosten der Bibliothek für die Kostenkalkulation auf 
die einzelnen Schulstufen umgelegt. Es fallen geringe Kostenverschiebungen an, z.B. 
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für periodische Baumpflegearbeiten im Freibad, dafür ist der interne Aufwand des 
Werkpersonals für Grünflächen aufgrund der Vorjahreswerte tiefer.  
 
 
4 Gesundheit 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 38'100.-- über dem Vorjahresbudget. Aufgrund der aktuel-
len Zahlen ist mit weiterhin steigenden Pflegefinanzierungsbeiträgen zu rechnen, vor 
allem an Alters- und Pflegeheime, weniger starke Zunahme an Spitex-Organisationen. 
Zur Entlastung trägt der ab 2027 neu zu zahlende Baurechtszins der Wohnen + Pflege 
Peteracker AG bei. 
 
5 Soziale Sicherheit 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 10'600.-- unter dem Vorjahresbudget. Analog zur Kosten-
entwicklung der Pflegefinanzierung steigen auch die Ergänzungsleistungen für AHV-
Rentner weiterhin an, dafür sind die Ergänzungsleistungen für IV-Rentner zurzeit eher 
rückläufig. Durch die neuen gesetzlichen Regelungen können mehr Rückerstattungen 
von Ergänzungsleistungen eingefordert werden. Im Gegensatz dazu werden höhere 
Beiträge an Kinderhorte übernommen, da mehr Familien subventionsberechtigt sind. 
Aufgrund der aktuellen Zahlen wird weiterhin mit rückläufigen Beiträgen der wirtschaft-
lichen Hilfe gerechnet. Die Kosten im Asylwesen sind aufgrund des aktuellen Bedarfs 
ohne einen allfälligen Mehraufwand für zusätzlich platzierte Asylsuchende berücksich-
tigt. Für die vom Kanton zu übernehmenden Integrationsmassnahmen wurde ein Kos-
tendach festgelegt. Die Entschädigungen für die per 1. Juli 2026 aufgehobenen Sozi-
albehörde entfallen vollständig. 
 
6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 78'800.-- über dem Vorjahresbudget. Zusätzliche Stelle im 
Werkbetrieb für die Ausbildung des neuen Brunnenmeisters. Für Gemeindestrassen 
sind Reparaturarbeiten an diversen Belägen vorgesehen, dafür sind keine Randstein-
sanierungen notwendig.  
 
7 Umweltschutz und Raumordnung 
Der Nettoaufwand liegt Fr. 79'000.-- über dem Vorjahresbudget. Die Gebührenbetriebe 
werden über die Spezialfinanzierungen ausgeglichen, wobei im Wasser ein Ertrags-
überschuss von Fr. 36'900.-- resultiert, im Abwasser ein solcher von Fr. 25'700.-- so-
wie im Abfall von Fr. 46'500.--. Aufgrund der ausgeglichenen Resultate und den ohne-
hin höheren Gebührenerträge der Vorjahre sind keine Gebührenanpassungen notwen-
dig. Im Wasserwerk wie auch Abwasser sind höhere Betriebsbeiträge an den Zweck-
verband zu leisten. In beiden Bereichen sollen die Planungsgrundlagen, der Generelle 
Wasserversorgungsplan (GWP) sowie der Generelle Entsorgungsplan (GEP) aktuali-
siert werden. Im Abwasserbereich fallen vermehrt Unterhaltsarbeiten für Spülungen 
von verkalkten Leitungen und den Ersatz von Schachtdeckeln an. Im Abfallwesen führt 
eine Systemänderung in der Grüngutabfuhr zu tieferen Kosten. Höhere kommunale 
Energie-Förderbeiträge. Im Friedhof soll eine digitale Todesfall- und Grabverwaltung 
angeschafft werden, wofür ebenfalls der Friedhofplan zu digitalisieren ist. 
 
8 Volkswirtschaft 
Der Nettoertrag liegt Fr. 51'200.-- über dem Vorjahresbudget. Der laufende Unterhalt 
der Flurstrassen kann reduziert werden. Aufgrund des guten Halbjahresresultats 2026 
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der ZKB wird mit einem höheren Gewinnanteil gerechnet, was zu einem höheren Er-
tragsüberschuss dieser Kostenstelle führt. 
 
9 Finanzen und Steuern 
Der Nettoertrag liegt Fr. 476'000.-- über dem Vorjahresbudget ohne Berücksichtigung 
der Entnahme des Aufwandüberschusses 2026 von Fr. 465'700.-- aus der finanzpoli-
tischen Reserve. Es wird aufgrund der gegenwärtigen Ertragszahlen mit weiter stei-
genden Steuererträgen gerechnet, einerseits bei den natürlichen Personen aufgrund 
des zu erwartenden Einwohnerzuwachs und andererseits nehmen auch die Gewinn-
steuern von juristischen Personen zu. Die Schätzung des 100-prozentigen Steuerer-
trages des laufenden Jahres wird von 11,7 Mio. Franken auf rund Fr. 12'210'000.-- 
angehoben. Bei einem gleichbleibenden Steuerfuss von 113 % führt dies zu einem 
effektiven Mehrertrag von Fr. 537'300.--. Ebenso werden die Erträge der Vorjahre 
nochmals erhöht, da diese in den letzten drei Jahren konstant hoch ausgefallen sind, 
was u.a. auf Steuern aus Kapitalleistungen zurückzuführen ist. Zudem sind höhere 
Vermögenssteuern zu erwarten, da alle Liegenschaften neu zu bewerten sind. Die Er-
träge aus Quellensteuern werden trotz starken Schwankungen angehoben, da sie im 
letzten wie auch im laufenden Jahr höher ausfallen. Es wird insgesamt nochmals mit 
frappant höheren Erträgen der ordentlichen Steuern von Fr. 980'300.-- gerechnet. Die 
Grundstückgewinnsteuern sind aufgrund von geplanten Verkäufen mit 1,6 Mio. Fran-
ken wieder höher angesetzt als im Vorjahr mit 1,3 Mio. Franken. Der Ressourcenaus-
gleich fällt um Fr. 778'800.-- markant tiefer aus, weil die Steuerkraft 2025 von Rafz 
aufgrund von ausserordentlichen Erträgen um Fr. 322.-- pro Einwohner zugenommen 
hat, das kantonale Mittel aber nur um Fr. 177.--. Aufgrund von laufenden und zu er-
neuernden Darlehen steigt der interne Zinssatz leicht von 1,2 % auf 1,28 % an. Die 
intern zu verzinsenden Landwerte des Finanzvermögens nehmen durch die Neube-
wertung 2026 der Pachtgrundstücke des ehemaligen Gutsbetriebs Peteracker zu. Auf 
die Budgetierung einer allfälligen Entnahme aus der finanzpolitischen Reserve wird 
verzichtet, da diese bei einem Aufwandüberschuss bei Rechnungsabschluss auch 
ohne Budget getätigt werden kann und das Budgetresultat und deren Vergleichbarkeit 
verzerrt. 
 
Investitionsrechnung 
 
Es ist mit überdurchschnittlich hohen Investitionen zu rechnen. Für 2027 sind Investi-
tionsausgaben von Fr. 13'178'000.-- geplant, nach Abzug der Investitionsbeiträge be-
laufen sich die Nettoinvestitionen auf Fr. 7'588'000.--. Diese sind nochmals höher als 
2026 mit Ausgaben von Fr. 9'069'000.-- und budgetierten Nettoinvestitionen von 
Fr. 4'724'000.--. Diese werden nicht voll ausgeschöpft und liegen zurzeit bei rund 2,2 
Mio. Franken. In den Folgejahren 2028 bis 2030 sollen nochmals rund 27,5 Mio. Fran-
ken investiert werden. In der Finanzplanungsperiode 2026 bis 2030 sind Nettoinvesti-
tionen von rund 37,3 Mio. Franken (Vorjahr 32,9 Mio. Franken) geplant, wovon 33,5 
Mio. Franken steuerfinanziert sind. In den Gebührenbetrieben Wasser und Abwasser 
sind Nettoinvestitionen von 3,8 Mio. Franken (Vorjahr 6,0 Mio. Franken) vorgesehen. 
Zur Finanzierung des Investitionshöhepunktes 2028 mit 13,1 Mio. Franken ist der Ver-
kauf von Land im Finanzvermögen geplant. 
 
Die Übersicht über die funktionale Gliederung ist im Anhang ersichtlich. 2027 sind die 
nachstehenden grossen Investitionsvorhaben vorgesehen: 
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Konto Bezeichnung Betrag Fr. 
2170.5040.01 SH Schalmenacker, Lehrschwimmbecken, Planung und Renovation 
 (Teilbetrag) 3'500'000 
2170.6320.00 SH Schalmenacker, Beiträge SUR Lehrschwimmbecken - 880'000 
2170.5040.15 KiGa Freien - Anbau Gruppenräume inkl. Heizung 940'000 
2170.5040.36 SH Schalmenacker - Kauf Chiletürmli I 405'000 
2170.5040.37 SH Götze - Sanierung und Restrukturierung 1'000'000 
2170.5040.38 KiGa Bölli - Sanierung 200'000 
2170.5040.39 SH Schalmenacker - Feuerpolizeiliche Massnahmen 800'000 
2170.5040.41 Schulliegenschaften - Schliessanlagen 200'000 
2170.6320.01 SH Schalmenacker, Beiträge (SUR, ehemaliger Ergänzungsbau) - 
4'200'000 
4120.5440.00 Darlehen an „Wohnen und Pflege Peteracker AG“ 3'750'000 
7101.5030.32 Stufenpumpwerk Adenberg, Werkleitungen (Teilbetrag) 300'000 
7101.5030.33 Obere Ifang/Tannewisli, Ersatz WL (Teilbetrag) 300'000 
 
 
Beim Verwaltungsvermögen handelt es sich um getätigte Investitionen, die nach ge-
setzlichen Vorgaben abgeschrieben werden müssen. Mit diesen Abschreibungen wer-
den die bereits ausgegebenen Geldmittel für Investitionen nachträglich refinanziert. 
Sie werden linear, über die Nutzungsdauer der jeweiligen Anlage, berechnet. 
 
Die gesamten Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen betragen 
Fr. 2'524'100.-- (Budget 2026 Fr. 2'354'400.--), wovon diejenigen des Wasserwerks, 
der Abwasserbeseitigung und der Abfallwirtschaft von Fr. 134'800.-- direkt über Ge-
bühren finanziert werden. Somit belasten den Steuerhaushalt Abschreibungen von 
Fr. 2'389'300.--. 
 
Steuerfuss 
 
Der Gemeinderat setzt den Steuerfuss jeweils unter Würdigung der vorhandenen Sub-
stanz, der finanziellen Situation des Gesamthaushaltes und der mutmasslichen Ent-
wicklung gemäss Finanz- und Investitionsplan fest. Das zweckfreie Eigenkapital als 
Reserve für künftige Aufwandüberschüsse beläuft sich per 31. Dezember 2025 auf 
rund 50,0 Mio. Franken zuzüglich 2,5 Mio. Franken in der finanzpolitischen Reserve. 
Bei einer ganzheitlichen Analyse der Bilanz lässt sich als wichtige Kennzahl das Net-
tovermögen berechnen, bei dem den (verkäuflichen) Vermögenswerten die Schulden 
gegenüberstehen. Das Nettovermögen von 6,4 Mio. Franken per Ende 2025 wird auf-
grund der hohen Investitionen vollständig abgebaut und wird in eine Nettoschuld per 
Ende 2028 kippen. Trotz der hohen Erträge besteht im Jahr 2027 ein ungenügender 
Selbstfinanzierungsgrad von 23 %. 
 
Die Investitionen wurden zwar reduziert und über die zehn Jahre verteilt, doch stehen 
in den nächsten Jahren weiterhin sehr hohe Investitionsausgaben an. Der Selbstfinan-
zierungsgrad ist ungenügend, der Selbstfinanzierungsanteil aber im Durchschnitt so-
lid. In den finanzpolitischen Zielen der Legislaturplanung wurde eine Bandbreite der 
Verschuldung im Steuerhaushalt festgelegt. Die Langfristperspektive bis 2037 zeigt 
erst nach der Umsetzung des Rahmenkredites für den Schulraum und dem geplanten 
Ausbau des Hochwasserschutzes ab 2033 ein tieferes Investitionsvolumen, was zu 
einem Rückgang der Fremdverschuldung führt. Diese steigt bis 2032 auf maximal 27,7 
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Mio. Franken bzw. Fr. 1'727.-- pro Einwohner im Steuerhaushalt an, womit die defi-
nierte Maximalverschulung auch längerfristig eingehalten werden kann. Es muss ab 
2034 unbedingt ein Fokus auf die Reduktion der Verschuldung gelegt werden, auch 
wenn weiterhin ein Investitionsbedarf bestehen wird. Trotz Zunahme der Verschuldung 
werden voraussichtlich ab 2028 Ertragsüberschüsse erzielt, wenn der Ressourcen-
ausgleich wieder ansteigt.  
 
Der Steuerfuss wird aus diesem Grund vorläufig bei 113 % der einfachen Staatssteuer 
belassen. Aufgrund von unsicheren Planungsgrundlagen, vor allem den effektiven 
Kosten der regionalen Sekundarschule, wird momentan von einer Anpassung des 
Steuerfusses abgesehen. Aufgrund der vorhandenen Substanz, vor allem auch der 
finanzpolitischen Reserve, kann auch ein Jahr mit einem Aufwandüberschuss verkraf-
tet werden. Der Steuerfuss wird jeweils im Rahmen der Finanzplanungsperiode jähr-
lich geprüft. 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss 2027 auf 
113 % (Vorjahr 113 %) festzusetzen. 
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Rechtsmittel 
 
Der Rechtsschutz stellt einer Person, die von einer staatlichen Anordnung betroffen 
ist, Rechtsmittel (Rekurse) und einen Rechtsbehelf (Aufsichtsbeschwerde) zur Ver-
fügung, um sich gegen eine Anordnung zur Wehr zu setzen. 
 
Die Rechtsmittel sind seit dem 1. Januar 2018 einheitlich im Verwaltungsrechtspflege-
gesetz vom 24. Mai 1959 (VRG, LS 175.2) geregelt. 
 
Es ist zwischen dem Rekurs in Stimmrechtssachen, dem Rekurs und der Aufsichtsbe-
schwerde zu unterscheiden. Bei einem Rekurs muss die Rekursschrift einen Antrag 
und dessen Begründung enthalten (§ 23 Abs. 1 VRG). 
 
Bei Fragen zu den Rechtsmitteln oder zur Aufsichtsbeschwerde hilft Ihnen der Ge-
meindeschreiber oder die Bezirksratskanzlei Bülach gerne weiter. 
 
 
Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 19 Abs. 1 lit. c VRG) 
 
Handlungen staatlicher Organe, welche die politische Stimmberechtigung der Bürge-
rinnen und Bürger oder Volkswahlen oder Volksabstimmungen betreffen (Stimm-
rechtssachen), können mit Rekurs innert 5 Tagen beim Bezirksrat angefochten wer-
den. 
 
Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften in der Gemeindever-
sammlung setzt voraus, dass sie in der Versammlung gerügt worden ist (§ 21 a 
Abs. 2 VRG). 
 
 
Rekurs gegen Anordnungen und Erlasse (§ 19 Abs. 1 lit. a, b und d VRG) 
 
Mit Rekurs können Anordnungen und Erlasse der gemeinderechtlichen Organisatio-
nen angefochten werden. Die Rekursfrist beträgt 30 Tage (§ 22 Abs. 1 VRG). 
 
 
Aufsichtsbeschwerde 
 
Mit der Aufsichtsbeschwerde kann jede Person die Aufsichtsbehörde über Unregel-
mässigkeiten bei einer beaufsichtigten Organisation informieren. Die Aufsichtsbe-
schwerde ist ein „formloser Rechtsbehelf“ und im Gesetz nicht vorgesehen. Sie ist 
grundsätzlich an keine Frist gebunden. 
 
Die Berichtigung des Protokolls z.B. einer Gemeindeversammlung ist mit einer Auf-
sichtsbeschwerde zu verlangen, sofern sie nicht gleichzeitig mit einem Rekurs gegen 
eine Anordnung oder einen Erlass verlangt werden kann. Es kann gerügt werden, dass 
das Protokoll den Wortlaut der gefassten Beschlüsse nicht richtig wiedergibt, es Lü-
cken in der Wiedergabe der wesentlichen Aussagen enthält oder es Aussagen in einer 
Weise wiedergibt, die dem tatsächlichen Sinn zuwiderlaufen. 
 


